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liehen Bereich und geben ihnen Gelegenheit zu Vorschlägen 
und Aussprachen. *

(10) Die in einer Klasse tätigen Pädagogen arbeiten mit dem 
Klassenlehrer zusammen, der vom Direktor mit der Führung 
der Klasse — in der Regel für mehrere Schuljahre — betraut 
wird.

(11) Der Klassenlehrer
— ist Ansprechpartner der Schüler seiner Klasse und deren 

Eltern in schulischen Angelegenheiten;
— führt die seine Klasse betreffenden Schuldokumente;
— arbeitet mit den Schüler- und Elternvertretern der Klasse 

zusammen, nimmt mit ihrem Einverständnis an Schüler- 
und Elternversammlungen der Klasse mit beratender 
Stimme teil;

— informiert den Direktor über die Entwicklung seiner 
Klasse;

— beruft Klassenkonferenzen ein und führt sie durch;
— kann Belobigungen aussprechen, Auszeichnungen bean­

tragen, Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen für einzelne 
Schüler seiner Klasse vorschlagen bzw. aussprechen;

— hat in allen schulischen Gremien, in denen Probleme seiner 
Klasse beraten werden, die Möglichkeit zur Mitsprache 
bzw. zum Vortrag von Schüler- oder Klassenangelegen­
heiten.

§ 17 
Schüler

(1) Die Schüler haben das Recht und die Pflicht, nach 
Maßgabe dieser Verordnung bei der Erfüllung der Unter­
richts- und Erziehungsaufgaben mitzuwirken und in diesem 
Rahmen ihre Interessen wahrzunehmen.

(2) Die Schüler nehmen ihr Recht auf Mitwirkung wahr, 
indem. sie ihrem Alter, ihrer persönlichen Reife und ihrem 
Kenntnisstand entsprechend
— Schülervertretungen wählen, die sich an der Arbeit der 

Mitwirkungsgremien beteiligen;
— Vorschläge zur Gestaltung des Unterrichts, des außer­

unterrichtlichen Bereiches und des gesamten Lebens an 
der Schule unterbreiten und sich an deren Realisierung 
beteiligen;

— mit eigenen Leistungen zur Ausgestaltung der Schule bei­
tragen.

(3) Zu den Rechten der Schüler gehört, daß sie
— zu den sie betreffenden Angelegenheiten und wesentlichen 

Vorgängen in der Arbeit der Schule informiert und gehört 
werden und einen Lehrer des Vertrauens wählen können;

— Kenntnis über Beurteilungen ihrer Persönlichkeit, über 
Maßstäbe der Bewertung und Zensierung, über ihren 
Leistungsstand und Förderungsmöglichkeiten erhalten;

— ihre Meinung in Wort, Schrift und Bild frei äußern und 
verbreiten können, sofern dadurch keine Beeinträchtigung 
des Unterrichts und des Lebens an der Schule bzw. Miß­
achtung der Individualität und Würde anderer erfolgt;

— sich bei als ungerecht empfundener Behandlung oder 
Beurteilung an die Pädagogen, die Schülervertretungen, 
den Direktor und die Schulkonferenz wenden können.

(4) Zu den Pflichten der Schüler gehört,
— regelmäßig und pünktlich die Schule zu besuchen und sich 

am Unterricht zu beteiligen;
— durch ihr persönliches Verhalten zu einem Leben in der 

Gemeinschaft beizutragen, das von der Achtung der Würde 
und Individualität eines jeden geprägt ist;

— die materiellen Werte der Schule und das persönliche 
Eigentum anderer zu achten und pfleglich damit umzu­
gehen ;

— den im Rahmen der schulischen Ausbildung gestellten Auf­
gaben nachzukommen sowie den Anordnungen der 
Pädagogen betreffs der Unterrichtsarbeit und ihres Ver­
haltens in der Schule Folge zu leisten.

(5) Die Schüler können für besondere Leistungen gemäß 
geltender Rechtsvorschriften und schuleigener Regelungen 
belobigt und ausgezeichnet werden. In begründeten Fällen 
können Schüler mit Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen 
bestraft werden.

(6) Gewählte Schülervertreter dürfen wegen ihrer Funktion 
in keiner Weise bevorzugt oder benachteiligt werden.

§18
Eltern

(1) Eltern im Sinne dieser Verordnung sind alle Eltern, de­
nen die Sorge für die Person des Schülers zusteht, oder an­
dere Personen, sofern ihnen die Erziehung des Schülers an­
vertraut ist.

(2) Zur Wahrnehmung ihres Erziehungsrechts haben die 
Eltern das Recht, im Rahmen dieser Verordnung an der schu­
lischen Arbeit zur Bildung und Erziehung ihrer Kinder mit­
zuwirken.

г (3) Ihr Recht auf Mitwirkung nehmen die Eltern wahr durch
— Wahl von Elternvertretern (ausgenommen an berufsbil­

denden Schulen) und deren Teilnahme an Beratungen in 
den Mitwirkungsgremien;

— Informations- und Erfahrungsaustausch in Elternversamm­
lungen, Elternsprechstunden und persönlichen Gesprächen 
mit den Pädagogen;

— Mitwirkung an der Gestaltung des außerunterrichtlichen 
Bereiches der Schule;

— freiwillige Beiträge zur Ausgestaltung des schulischen 
Lebens sowie des Schulgebäudes ujjd -geländes und der 
Ausstattung der Schule.

(4) Die Eltern haben das Recht auf angemessene Informa­
tion zu wichtigen Schulangelegenheiten und auf Beratung in 
allen Fragen der Entwicklung ihrer Kinder.

(5) Die Eltern haben das Recht, bei Rechtsverstößen seitens 
der Schule Einspruch beim Direktor bzw. bei der zuständigen 
Schulaufsichtsbehörde zu erheben.

(6) Die Eltern wirken in Zusammenarbeit mit der Schule 
darauf hin, daß ihre Kinder die im Rahmen der schulischen 
Ausbildung gestellten Aufgaben erfüllen.

(7) Den Eltern kann bei Genehmigung durch den Direktor 
und im Einvernehmen mit dem Lehrer Gelegenheit zu Unter­
richtsbesuchen gegeben werden.

, - • , § 19
Belobigungen und Auszeichnungen ■ - ■ - -

(1) Für besondere Leistungen können Schülern gemäß 
Rechtsvorschriften mit dem Schulabschlußzeugnis Auszeich­
nungen verliehen werden.

(2) Über die Modalitäten schulspezifischer Belobigungen 
und Auszeichnungen der Schüler berät und beschließt die 
Schulkonferenz.

§20
Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen

(1) Zur Sicherung der schulischen Bildungs- und Erzie­
hungsarbeit sowie zum Schutz von Personen und Sachen kön­
nen Erziehungs- und Ordnungsmaßnahmen getroffen wer­
den. Sie müssen zu Art, Schwere und Folgen der Pflichtver­
letzung durch den Schüler in einem angemessenen Verhält­
nis stehen und sind nur zulässig, wenn andere pädagogische 
Maßnahmen nicht ausreichen. Zusätzliche Hausaufgaben und 
Nachsitzen sind unzulässig; körperliche Züchtigung und ehr­
verletzende Maßnahmen sind verboten.

(2) Modalitäten schulspezifischer Erziehungsmaßnahmen 
berät und beschließt die Schulkonferenz.


